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der Königl. Preuſt. Regierung zu Frankfurt O. 
M 6. Frankfurt a. O., den 13. November ö 1807. 


Die allgemeine Verbeſſerung der Gehälter der Elementarlehrer. 
ö Ze 2. Städtiſche Schulen. * 

Bei Arblitrlrung der Gehälter für die ländlichen Elementarlehrer war, wie früher an dieſer Stelle 
ausgeführt worden ift,, hauptſächlich die Wohlhabenheit der Gemeinde, in welcher der Lehrer zu wirken hat, 
beſtimmend geweſen. Bei der Gehalts⸗Normirung für ſtädtiſche Lehrer konnte biefer Gefichtspunkt allein 
nicht maßgebend ſein. Denn fon eine oberflächliche Vergkelchung zwifchen den betrlebsrelchen Fabrik⸗ und 
Pan d ne unſeres Bezirkes, wie Frankfurt, Landsberg, Guben, Cottbus u. A., mit den vermögens⸗ 
ofen und kleinen Ackerſſärtchen, don denen viele in ihren Verhältniſſen ſich vollſtändig dem platten Lande 

nähern, ergiebt, daß ſich weder ein gleicher Minimalſatz für alle Städte des Bezirkes aufſtellen läßt, noch 
auch die Arbitrirung der Normalgehälter ſich darnach richten kann, ob die ſtädtiſche Commune Kämmerei⸗ 
Vermögen beſitzt oder nicht. 
Die Individualiſirung ver concreten Berhältniſſe, auf welche bet der Normirung des Gehaltes jeder 
einzelnen Stekle mit Recht das größte Gewicht gelegt wird, verlangt gerade für die Städte die Aufftellung 
beſtimmter Normen, welche, indem nach ihnen die Städte in gewiſſe Gruppen vertheilt werden, den Unter⸗ 
ſchied ihrer geſammten Erwerbs⸗, Nahrungs- vnd Theuerungs⸗Verhältniſſe zum Ausdrucke bringen. Das 
näck ſtltegene Mittel hlerzu war die Eintheilung nach ber Einwohnerzaßl, noch Analogie der Städteordnung. 
Allein dieſes gerügte nicht, weil es die Erwerbe⸗ und Nahrungs⸗Verhältuiſſe der Städte, welche ſich in 
ihrer Gewerbsthäͤtigkeit fpiegekte, völlig unberückſichkigt läßt Es ſchlen daher gebeten, zugleich auch die 
Einſchätzung zur Gewerbeſteuer der Gruppitung zum Gründe zu lezen, darnach die Städte in eiue Anzahl 
von Setien“ zu verlbeilen und demnächft für jede Serke einen Minimalſatz aufzutellen. 

Eine nach dieſen Geſichtspunkten vorgenommene Prüfung der cenereten Verhältniſſe ergab als ſach⸗ 
gemäß die Eintheilung in fünf Serien, und zwar fo, daß in die erſte Serie bie Stadt Frankfurt kommt, 
in die zweite die Städte Guben, Landsberg a. W., Cöltbus, Sorau und Cüſtrin, in die dritte die Städte 
Ereſſen, Forſt, Finſtenwalde, Spremberg, Züllichau, Finſterwalde und Schwiebus, in dle vierte die Städte 
Arnewafde, Bärwalde. Berlinchen, Calau, Driefen, Drofſen, Friedeberg, Königsberg, Lübben, Lübbenau, 
Luckau, Müncheberg, Reuramm, Reppen, Soldin, Sommerfeld, Sonnenburg, Wöldenberg und Zielenzig, 
in vie fünfte endlich die übtigen, d. h. alle Städte, welche ber vierten Gewerbeſteuer⸗Abthellung angehören. 
In Berilckſichtigung des Umſtandes, daß ſelbſt in den kleineren Städten die Lebensbedürfniſſe in der 
Regel theurer find, als auf dem plolten Lande, erſchien es nothwendig, den für letzteres arbitrirten Mint» 
malſatz um ein Geringetz zu überſchreiten, ünd darnach das Minimalgebalt für die Städte der fünften 
Serie auf 200 Thlr. neben freier Wohnung oder einer den örtlichen Verhältniſſen angemeſſenen Mieths⸗ 
entſchärgung fenzuſetzen, und für die Serlen vier bis eins dleſen Satz um je 25 Thlr. zu ſteigern, Jo daß 
das Minimalgehalt für Frankfurt 300 Thlr. beträgt. Hierbei mag nicht unerwähnt bleiben, daß in Berlin 
das Minzmolgehalk der flödtiſchen Elementarlehrer ſich auf 400 Thlr. beläuft, ohne daß jedoch Wohnung 
oder Mierhsontſchärkgung gewährt wird. 7 . 

Zu einer vellkemmenen Individualiftrung genügte aber die bloße Normirung von Minimakſätzen nicht. 
Es mußte vielmehr auch darauf Rückſicht genemmen werden, daß die ſtärtiſchen Schulen faſt ohne Aus⸗ 
nahmen mehrere Klaſſen haben und demgemäß mehrere Lehter bei derſelben Schule angeſtellt ſind. 
Für dieſe mehreren Stellen konnten nicht Furchweg gltiche Gehüölter normirt werden. Als naturgemäßes 
Verhäleniß ergab fich dielmehr ein, den kobendigen Organismus der Schule zum Ausdruck bringendes, 
ſtuſenweiſes Auſſteigen der Gehaltsſätze. Wenn unn auch bei Aufſtellung ſolcher Gehaltsſcala für jede ein⸗ 
zelue Schule die unteren Stufen mit Rückſicht darauf, daß diefelben in der Regel mit jüngeren noch unver⸗ 
helratheten Lehrern beſetzt find) verhältnißmäßig niedriger normirt werben konnten, fo mußte doch einerſeits 
darguf Veracht genomnten werden, immer nur wenige Stellen mit dem Minimum oder einem daſſelbe 
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wenig überſteigenden Gehaßte auszuſigtten, damit auch den jüngeren, new el fetenben Lehrern die Möglich 
keit geſichert werde, in nicht 1 ker e Hausſtand zu gründen, e aber war 
2 50 gi *. * Fa 2 * 4 n * 
1 menen oder Hauptlehreß el ihrer höhere te ing eniſpuichender Wee Gehalteſatz Anſpruch 
Auf dieſe Weiſe war nun für jede einzelne Stadt durch Normirung des * der Ausgangs⸗ 
punkt für die aufzuſetlende Sehalteſcalg nod die rin ziplen gefunren, nach welchen die Steigerung der 
Gehaltsſtufen im Allgemeinen vorzunehmen war. Es fehlte nur noch ein Anhalt dafür, innerhalb welcher 
Grenze nach oben hin die Gehälter zuzunehmell hatten. Hier ſchlen es zweckmäßig, den Grundſatz aufzu⸗ 
ſtellen. Faß der Durchſchnltt aller Gehälter an einer Schie den Mlnimalſatz wenigſtens um ein Drittel 
überſteigen müſſe d nzm⁰,E D a6 dz nd uuns eee eee 
Endlich durfte nicht überſehen werden, daß in den größeren Städten ſogenannte gehobene Elementar⸗ 
ſchulen vorkommen, welche, in den oberen Stellen meiſt mit pro schola geprüften Lehrern beſetzt, über die 
Aufgaben der gewöhnlichen Elementarſchule hinausgehen. Um auch dieſem Unterſchiede Rechnung zu tragen, 
würde angenemmen, daß bei ſolchen Elementarſchulen von gehobenem Charakter höchſtens die beiden unter- 
ſten Gehaltsſtufen auf dem Minimalſatz belaffen werden dürften, im Uebrigen aber die Gehälter nach oben 
hin beträchtlicher zunebinen ſollten. . e 0 — f 
Nachdem nach dieſen Grundſätzen die Nermalgehalts⸗Scala für jede einzelne Schule jeder Stadt auf⸗ 
geſtellt war, mußte erwegen werden, in wieweit die ſiärtiſchen Cen munen in der Lage jeln, die etwa 
nothwendigen Zaſchüſſe zu leiſten. Es durfte angenommen, werden, daß die Städte der drel erſten Serien 
ihren gewerblichen Verhältniſſen und ihrer Wohlhabenhelk nach im Stande ſeien, für die Berürfniſſe ihres 
Schulweſens ſelbſiſtändig aufzukommen, während für die Städte der beiden letzten Serien wiederum die 
Grundſätze zur Anwendung gebracht werden durften, welche für die Bemeſſung der Leiftungefühlgfeit, der 
ländlichen Commonen maßgebend waren. | ee im i ur) 
In verſtehenden Ausführungen. find die Grundzüge dargeſtellt, nach welchen die allgemeine Gehalts. 
Regulirung der Elementarlehrerſtellen durchgeführt iſt. Nachdem die Reſultate dieſer Arbeit, in einer 
ſämmtliche Schulſiellen unſeres Bezirkes enthaltenden Nachweiſung zufammengefiellt und dem Herrn 
Miniſter vorgelegt worden waren, find für den hieſigen Bezirk 5000 Thlr. jährlich zu dauernden Dotatlons⸗ 
Zuſchüſſen, und 800 Thlr. jährlich zu perfönlihen, Unterſtützungen für Lehrer neu überwiefen worden. 
Die Vertheilung dieſer Summen iſt ſofort ausgeführt. Es haben — neben den früher ſchon aus 
öffentlichen Fends für das Schulweſen unſeres Bezirkes aufgewendeten circa 15,000 Thlr. — gegenwärtig 
176 Lehrexſtellen aus dem Fonds der 5000 Thlr. dauernde Zuſchüſſe bis zu 80 Thlrn. und darüber er⸗ 
halten. Ter Fonds der 800 Thlr. iſt an 46 Lehrer zunächſt auf fünf Jahre vertheilt und zwar haben 
diejenigen Lehrer Berückſichtigung gefunden, welchen es durch Familienverhältniſſe (große Kinderzahl, Krank- 
heit u. ſ. w.) oder ſonſt andauernde, nicht im Wege einmaliger, außerordentlicher Unterſtützung zu bepebende 
Umſtände unmöglich wird, mit dem normalmäßigen Gehalte ihrer Stelle auszukommen. 8 
Durch Vertheilung dieſer Summen, welche mit der größten Sorgfalt und Gewiſſenhaftigkeit erfolgt 
iſt, find nun freilich ſchon manche Nothſtände beſeitigt. Namentlich die Lehrer, welche unter den ärmſten 
Gemeinden lebend, bisher mit Noth und Entbehrung zu kämpfen hatten, find durch Zahlung der ganzen 
Jahres rate in einer Summe für den Augenblick meiſt weſentlich erleichtert, allein überall da, wo, ſei es 
mit oder ohne Staatszuſchuß, das Normalgehalt der Stelle noch nicht erreicht iſt, werden die Gemeinden 
nun a0 ihrerſeits hinzutreten müſſen, um die Gehalts⸗Verbeſſerung zu einer vollſtändigen und dauernden 
zu machen. 1 10 
Die Lokalb ehörden find beauftragt, mit den Gemeinden über die Aufbringung der Zuſchüſſe vom 1. 
Jenuar futuri ab zu verhandeln. Ebenſo iſt an die ſtädtiſchen Behörden die Aufforderung gerichtet, über 
die Gehalts⸗Negulirung bezüglich der Lehrer ihrer Stadt Beſchluß zu faſſen. Wenn auch gerne nachgege⸗ 
ben werden wird, daß erbeblichere Zuſchüſſe, wo ez die fingnzielle Lage der ſtädtiſchen oder ländlichen 
Commune nothwendig macht, nicht ſofort und ungetheilt übernommen werden, ſo iſt doch die Hoffnung 
nicht unberechtigt, daß mit dem nächſten Jahre ſchon eine weſentliche Verbeſſerung der Gehälter unſerer 
Elementarlehrer durchgeführt fein wirß. Dieſe Hoffnung ſtützt ſich darauf, daß die⸗ ſtädtiſchen wle ländli⸗ 
chen Gemeinden ſich der Ueberzeugung ven der dringenden Nothwendigkeit einer umfaſſenden Gehalts⸗Ver⸗ 
deſſerung der Lehrer nicht wohl verſchlleßen können. Die Gemeinden werden, nachdem dle Staatsregierung 
Furch die Bewilligung nicht unbedeufender Summen auf dieſem Wege ihnen vorangegangen iſt, auch ihrer⸗ 
jeitö die Opfer nicht ſcheuen, welche im, Intereſſe eines gediegenen Jugendunterrichts von ihnen gefordert 
werden. Sie werden gewiß gerne und willig die an fie herantretenden geſteigerten Ansprüche erfüllen, 
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welche, indem fie zu erhöhten Anforderungen an die Vorbildung und die Leiſtungen des Lehrerſtandes be- 
rechtigen, weſentlich dahin wirken, unferem Vaterlande den hohen Ruhm zu erhalten, auch auf dem Gebiete 
des Volksunterrichts unbeſtritten die hervorragendſte Stelle unter den civilifirten Nationen einzunehmen und 
dauernd zu behaupten. ˖ 


Bekannt m ach un g. 
Mit Bezugnahme auf die in Nr. 115 der Gefeß- Sammlung publicirte Allerhöchſte Verordnung vom 
7. d. M., durch welche die beiten Häuſer des Landtags der Monarchie, das Herrenhaus und das Haus 
der Abgeordneten, auf den 15. d. Ni. in die Haupt⸗ und Reſidenz⸗Stadt Berlin zuſammenberufen worden 
find; mache ich hierdurch bekannt, daß die beſondere Benachrichtigung über den Ort, und die Zeit der 
Eröffnungs⸗Sitzung in dem Büreau des Herrenhauſes und in dem Büreau des Hauſes der Abgeordneten 
am 14. November in den Stunden von 8 Uhr früh bis Abends und am 15. November in den Morgen⸗ 
ſtunden offen liegen wird. In dieſen Büreaux werden auch die Legitimations⸗ Karten zu der Eröffnungs⸗ 
Sitzung ausgegeben und alle ſonſt erforderlichen Mittheilungen in Bezug auf dieſelbe gemacht werden. 
Berlin, den 9. November 1867. Der Miniſter des Junern. Graf zu Eulenburg. 


Bekanntmachungen des Königlichen Ober⸗Präſidiums der Provinz Brandenburg. 

Der Kommunal-Landtag der Kurmark hat in Abänderung des durch die dieſſeitige Bekonntmachung 
vom 8. Dezember 1826 (Amtsbl. der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. 1826 S. 399/400) ver⸗ 
öffentlichten Concluſt beſchloſſen, den Zenpunkt feines jährlichen Zuſammentretens auf den 15. Januar zu 
beſtlmmen. Dieſen Beſchluß bringe ich hiermit zur allgemeinen Kenntniß. dus 

Polsdam, den 2. November 1867. Der Oberpräſident, Wirkliche Geheime Rath. v. Jagow. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 


J. Nachdem die freien und Hanſeſtͤdte Hamburg und Lübeck dem unter den Zollverein ſtaaten und 
mit der freien Stadt Bremen getroffenen Abkommen wegen Einführung der Gewerbelegitimationskarten 
beigetreten find, wid die Königliche Regierung unter Bezugnahme auf die Circular⸗Verfügungen vom 
25. Dezember 1863 und 2. Dez mer 1866 hierdurch in Kenntniß geſetzt, daß fortan Preußiſche Gewerbe⸗ 
treibenre im Ham burgiſchen und Lubeckſchen Staate und die Gewerberreibenden letzterer beiden Staaten in 
Preußen über die Befugniß zum Geſchäftsbetriebe ſich in gleicher Weiſe durch die Gewerbelegitimations⸗ 
karten aue weiſen können, wie dies für die Angehörigen der Zollvereinsſtaaten und der Siadt Bremen 
beſtimmt iſt. Berlin, den 21. Oktober 1867. 

IV. 12,409. III. 21,000. Der Finanz⸗Miniſter. gez. v. d. Heydt. 

Vorſiehendes Reſcript wird zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 1 

Frenkfurt a. O., den 4. Nia mber 1867. 

II. Von Cohecteuren auswärtiger Letterien werden mehrfach Looſe im Inlande zum Ankaufe, ſowie 
zur Uebernahme von Debitsſtellen unter dem Vergeben ausgeboten, daß durch die Beſtimmung im Artikel 33. 
der Verfaſſ ung des Norddeutſchen Bundes, wonach alle im ſreien Verkehr eines Bundesſtaates befindlichen 
Gegenſtän de in jeden anderen Bundesſtaat eingeführt werden können, das bis dahin beſtandene Verbot des 
Spiels in auswärtigen Lotterien und des Abſatzes von Looſen zu ſolchen Lotterien befeitigt worden ſei. 
Die angeführte Verſaſſungsbeſtimmung hat indeß in den Straſvorſchriften, welche gegen das Spiel in 
auswärtigen, nicht beſonders zugelafſenen Lotterien, gegen deu Verkauf von Looſen und gegen die Beförde⸗ 
rung eines ſolchen Verkaufs gerichtet find (Verordnung vom 5. Juli 1847 — Geſ⸗Samml. S. 261 — 
Artikel IV. der Verordnung vom 25. Juni d. J. — Geſ.⸗Samml. S. 291), Nichts geändert. Um der 
Verleitung zur ſtrafbaren Betheillpung am Splel in auswärtigen Lotterien thunlichſt entgegenzuwirlen, 
wird auf die fortdauernde Giltigkeit der in der beregten Beziehung beſtehenden Strafbeſtimmungen hierdurch 
noch beſonders auſmerkſam gemacht. Frankfurt a. O., den 2. November 1867. 


Perſon al- Chronik. 

Der Bürgermeister Heuckrodt zu Berlinchen iſt vom 15. d. Mts. ab zum Polizeianwaft für den 
Bezirk der Kreisgerichts⸗Commiſſion zu Berlinchen, zum Forſtpoltzelanwalt für die Königliche Oberförſterel 
Neuhaus und zum Stellvertreter des Forſtpolizeianwalts für die Königliche Oberförſterei Carzig ernannt 
worden. Frankfurt a. O., den 6. November 1867. Der Regierungs⸗Präſident. Frhr. v. Nordenflycht. 
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Der bisherige Prediger zu Grunow, Diözeſe Lübben. Friedrich Auton Fiſcher, iſt zum Pfarrer bei 
der evangeliſchen Gemeinde zu Benau, Diözeſe Sorau, beſtellt worden. a 

Der bisherige Prediger zu Neu⸗Tornow, Diözeſe Königsberg i. N. I., Adolf Moritz Wilhelm Juſchle, 
iſt zum Adjuncten cum spe succedendi im Diakonat zu Sonnenburg und im Pfarramt der Filia Gartow, 
Diözeſe Sonnenburg, beſtellt worden. 0 

Der bisherige Predigtamts⸗Candidat und Rector Johann Eduard Hermann Wießner iſt zum evange⸗ 
liſchen Pediger an der Strafanſtakt zu Sonnenburg in der gleichnamigen Dizzeſe beſtellt worden. 

Der praktiſche Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer Dr. Carl Julius Hugo Rleift hat ſich in Lippehne 
niedergelaſſen. f 

Der praktiſche Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer Dr. Nohde iſt von Berlinchen nach Deſſau verzogen. 

Der bieher als 3. Lehrer zu Golzow proviſoriſch angeſtellt geweſene Lehrer Adolf Fiebing, iſt nun⸗ 
mehr definitiv angeſtellt⸗ N ; 

Nach welſung der im Monat Oktober 1867 erfolgten Berufungen in Lehrer-, 

reſp. Küſter⸗ und Lehrer⸗Stellen. n 

1) Heinrich Emil Schulze zum 1. Mädchenlehrer in Soldin, 2) Heinrich Auguſt Sieber zum Rector an 
der mittleren Bürgerſchule in Cüſtrin, 3) Lucas zum 2. Lehrer an der mittleren Bürgerſchule in Cüſtrin, 
4) Zander zum 3. Lehrer an der mittleren Bürgerſchule in Cüſtrin, 5) Lehmann zum 4. Lehrer an der mitt⸗ 
leren Bürgerſchule in Cüſtrin, 6) Frierrich Reinhold Altner zum Küfter und Lehrer in Mulknitz, Ephorie 
Forſt, 7) Friedrich Wilhelm Auguſt Buſch zum 5. Lehrer in Calau, 8) Friedrich Wilhelm Stephan zum 
6. Lehrer in Calau, 9) Auguſt Friedrich Wilhelm Fels zum Elementarlehrer in Frankfurt a. O., 10) Eduard 
Heinrich Guftav Adolf Döblin zum Conrector in Soldin, 11) Ernſt Julius Lange zum Lehrer in Groß⸗ 
Drenzig, Ephorie Guben, 12) Karl Friedrich Herrmann Noack zum Elementarlehrer in Frankfurt a. O., 
13) Karl Baumert zum Lehrer in Soratoga, Epborie Sonnenburg, 14) Albert Krüger zum Küſter und 
Lehrer in Ziehingen, Ephorie Sternberg, 150 Karl Frierrich Wiltelm Klempin zum Küſter und Lehrer in 
Rohrbeck, Ephorie Königsberg II., 16) Friedrich Wilhelm Richter zum provlſortſchen Lehrer in Sacro, 
Ephorie Lübben, 17) Ernſt Jullus Wothe zum proviſoriſchen 3. Lehrer in Tſchernow, Ephorie Frankfurt I., 
18) Guſtav Paul Sola zum proviſoriſchen Küſter und Lehrer in Berkenbrügge, Ephorie Soldin, 19, Auguſt 
Beüß zum proviſoriſchen 5. Lehrer in Göritz, Ephorie Frankfurt I., 20) Karl Albert Rache zum proviſori⸗ 
ſchen Küſter und Lehrer in Breitenwerder, Ephorie Friedeberg, 21) Martin Gottlieb Welk, zum propiſort⸗ 
ſchen 8. Lehrer an der Spremberger Vorſtadiſchule in Cottbus, 22) Johann Friedrich Kalz zum proviſo⸗ 
riſchen 3. Lehrer an der Mädchenſchule in Rees, Gphorie Arnswalde. ( iaga f 

Perſonal⸗Veränderungen für den Monat Oktober 1867. 
A. Bei dem Königlichen Appetlationsgericht zu Frankfurt a. O. 

Die Referendarlen Scholle und Geras find zu Gerichts⸗Aſſeſſoren ernannt und der Referendarius Bardt 
iſt in das Departement des Kammergerichts verſetzt. 

B. Bei den Kreisgerichten im Departement. 

Ernannt find: Der Clvil⸗Supernumerartus und Aftuarins Sippel zum Büreau⸗Aſſiſtenten bel den 
Krelsgerichts⸗Commiſſionen zu Finſterwalde, der Hülfsbote und Executor Schmidt zu Forſt zum Boten 
und Executor bei der Kretsgerichte⸗Deputation zu Seelow, und der Hülfsbote und Execmor Brunn zu 
Peitz zum Gefangenwärter bei dem Kreisgericht zu Cüſtrin. Verſetzt find: Der Kreisgerichts⸗Rath Schwie⸗ 
ning zu Kyritz au das Kreisgericht zu Spremberg, ber Kreisrichter Boas zu Namslau an die Kreis gerichts⸗ 
Depuratton zu Arnswalde, der Bete, Exkcutor und Gefangenwärter Splegel zu Berlinchen als Bote 
und Executor an die Krelsgerichts⸗Commiſſion zu Lip pehne und der Bote, Executor und Gefangenwürter 
Fritz zu Lippehne in gleicher Eigenſchaft an die Krelsgertchts Commiſſion zu Berlinchen. Der Bote und 
Executor Zimmermann zu Landsberg a. W. iſt auf feinen Antrag aus dem Juſtizdienſt entlaſſen. 

Für den 7. ländlichen Bezirk des Kreiſes Calau iſt der Kreis⸗Bonit ur Stephan zu Werchow als 
Schiedsmann gewählt und beſtätigt worden. 

Perſonal-⸗Verän derungen im Bezirk der Königlichen Direktion der Oſtbahn. 

Es ſind verſetzt: a) der Eiſenbahn⸗Stations-Einnehmer Meyer von Danzig nach Cüſtrin, b) der 
Stations⸗Vorſteher Wegner von Frankfurt a. O. nach Vietz, ©) ter Stations Verwalter Werner der Königl. 
Eifenbahn zu Hannover als commiſſ. Statlons⸗Vorſteher nach Frankfurt o. O., d) der Statlons⸗Aſſiſtent 
Weißmann in Bromderz als commiſſ. Stations⸗Aufſeher nach Lebus. 
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(1) Patent⸗Ertheilungen. 1. Den Gold⸗ und Silberdrahtwaaren⸗Fabrikanten Auguſt Tietz und 
Tobias in Dresden iſt unter dem 30. Oktober 1867 ein Patent 
auf eine Maſchine zum Umwickeln von Garnen mit Gold⸗ und Silberdraht in der durch Zeich⸗ 
nungen und Beſchreibungen nachgewieſenen Zuſammenſetzung, ohne Jemand in der Benutzung 
bekannter Theile zu beſchränken, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
2. Dem Fabrikanten J. E. Bleckmann in Solingen iſt unter dem 31. Oktober 1867 ein Patent 
auf ein Hinterladegewehr in der durch Beſchreibung, Abbildung und Modell nachgewiefenen 
Zuſammenſetzung, N 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
3. Dem Königlichen Ober⸗Maſchinenmeiſter Wöhler in Frankfurt a. O. iſt unter dem 31. Oktober 
1867 ein Patent 
auf eine Brems⸗Vorrichtung für Eiſenbahnfahrzeuge in der durch Zeichnung und Beſchreibung 
nachgewieſenen Zuſammenſetzung, ohne Jemand in der Anwendung bekannter Theile zu beſch⸗änken, 
auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet, und für den Umfang des preußiſchen Staats ertheilt worden. 
Frankfurt a. O., den 6. November 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 
(2) Die Kreis⸗Thierarzt⸗Stelle für den Sorauer Kreis, mit welcher ein Gehalt von 100 Thaler 
jährlich verbunden, iſt durch den freiwilligen Rücktritt des bisherigen Inhabers erledigt. Qualifizirte Thler⸗ 
ärzte I. Klaſſe, welche ſich um die gedachte Stelle bewerben wollen, baden ſich unter Einreichung ihrer 
Zeugniſſe binnen 6 Wochen bei uns zu melden. 
Frankfurt a. O., den 2. November 1867. Königliche Regierung; Abtheilung des Innern. 
(3) Die Küſter⸗ und Lehrerſtelle in Groß⸗Lübbenau, Diözeſe Calau, Privat-Patronats, iſt durch das 
Ableben des bisherigen Inhabers erledigt worden. 
Frankfurt a. O., den 5. November 1867. Königl. Regierung; Abtheilung für Kirchen⸗ u. Schulmefen. 
(A) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 17. Juli 1866 prä⸗ 
ſentirten Muthung wird dem Grubenbeſitzer Ferdinand Kolte zu Grunow unter dem Namen „Wandern“ 
das Bergwerkseigenthum in dem Felde, deſſen Begrenzung auf dem heute von uns beglaubigten Situations⸗ 
riſſe mit den Buchſtaben: A B C D, A bezeichnet iſt, und welches — einen Flächeninhalt von 
499,950 Or. ⸗Ltr., geſchrieben: Vierhundertneunundneunzigtauſendneunhundertundfunfzig Quadratlachtern 
umfaſſend — in den Gemeinden Wandern, Oſtrow und Zielenzig, im Kreiſe Sternberg des Regierungs⸗ 
bezirks Frankfurt a. O. und im Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem Felde 
vorkommenden Braunkohlen hierdurch verliehen“, urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem 
Bemerken, daß der Situationsriß bei dem Königl. Revierbeamten zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, 
unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1869 
bierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. Halle, den 29. Oktober 1867. Königliches Operbergamt. 
(5) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund des am 23. März 1866 
präſentirten Antrages auf Erweiterung des Feldes des mittelſt Urkunde vom 29. April 1859 verliehenen 
Braunkohlenbergwerks „Hinkeldey“ bei Rietſchütz wird gemäß §. 215 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 
24. Juni 1865 der Gewerlkſchaft dieſes Bergwerks das Bergwerkseigenthum in dem Felde. deſſen Begren⸗ 
zung auf dem heute von uns beglaubigten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: C D E F G HJ K IL. 
MN C bezeichnet iſt, und welches — einen Flächeninhalt von 261,858 Qr.⸗Ltr., geſchrieben: Zwei⸗ 
hunderteinundſechszigtauſendachthundertachtundfunfzig Quadratlachtern umfaſſend — in den Gemeinden 
Rietſchütz, Muſchten und Gröditz, im Kreiſe Schwiebus⸗Züllichau des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. 
und im Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem Felde vorkommenden Braun⸗ 
kohlen hierdurch verliehen, und der bisherige Flächeninhalt des Bergwerks Hinkeldey von 238,142 Quadrat⸗ 
lachtern auf 500,000 (Fünfhunderttauſend) Quadratlachtern hiermit erweitert,“ urkundlich ausgefertigt am 
heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situatlonsriß in dem Büreau des Königlichen Revler⸗ 
beamten zu Guben zur Einſicht offen Legt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 und 36 des Allge⸗ 
meinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Halle, den 30. Oktober 1867. Königliches Oberbergamt. 
(6) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund des am 13. März 1866 
präſentirten Antrages auf Erweiterung des Feldes des mittelſt Urkunden vom 1. April 1855 und 


69 


— 236 — 


21. März 1861 verliehenen Braunkohlenbergwerls „Der Stern“ bei Rietſchütz wird gemäß 8. 415 des 
Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 der Gewerkſchaft dieſes Bergwerks das Bergwerks eigenthum 
in dem Felde, deſſen Begrenzung auf dem heute von uns beglaubigten Situationsriſſe mit den Buchſtaben: 
A B C D A bezeichnet iſt, und welches — einen Flächeninhalt von 261,706, Q⸗Ltr., gefchrieren: 
Zweihunderteinundſechszigtauſendſiebenhundertundſechseinzehntel Quadratlachtern umfaſſend — in den Ge 
meinden Rietſchütz und Muſchten, im Kreiſe Schwiebus⸗Züllichau, des Regierungsbezirks Frankfurt a. O., 
im Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem Felde vorkommenden Braunkohlen 
hierdurch verliehen, und der bisherige Flächeninhalt des Bergwerks Der Stern von 238,293,9 Quadrat⸗ 
lachter auf 500,000 (Fünfhunderttuuſend) Quadratlachter hiermit erweitert“, urkundlich ausgefertigt am 
heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situationsriß in dem Büreau des Königlichen Revierbeamten 
zu Guben zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen 
Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Halle, den 30. Oktober 1867. Königliches Oberbergamt. 

(7) Bekanntmacheng. Am 1. Dezember d. J. wird in Drebkau, (Regierungsbezirk Frankfurt a. O.) 

eine mit der Orte poſtanſtalt combinirte Telegraphenſtation mit beſchrönklem Tages dienſte eröffnet. 
Dresden, den 15. November 1867. Könkglich Preußiſche Ober⸗Telegraphen⸗Jaſpektion. 

(S) Königliche Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. Vom 1. November d. J. ab wird auf den 
unſerer Verwaltung untergebenen Bahnen für Transporte von Rohzucker und Farin, wenn dieſe Artikel 
unter Steuervergütung zum Export aus dem Zollvereinsgebiete beftimmt find und in Wagenladungen von 
mindeſtens 100 Centnern zur Beförverung gelangen, ein ermäßigter Epecialtarif eingeführt, welcher auf 
dem Einheitsſatze von 2 Pfennigen pro Centner und Meile neben einer Expeditionsgebühr von 6 Pfennigen 
pro Centner beruht. Das Auf- und Abladen ift Sache der Abſender und Empfänger. 

Berlin, den 17. Oktober 1867. Königl. Direktion der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 

(9) Königliche Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. Vom 15. November cr. ab werden von Hans⸗ 
dorf nach Sorau zu allen fahrplanmäßigen Perſonenzügen Retourbillets mit dreitägiger Gültigkeit und zwar: 
für die II. Wagenklaſſe zum Preiſe von à 7 Sgr. 6 Pf., für die III. Wagenklaſſe zum Preiſe von 
a 4 Sgr. 6 Pf. ausgegeben. Dieſe Billets find bei der Hinfahrt zu dem Zuge. zu welchem fie gelöſt 
ſind, bei der Rückſahrt zu einem beliebigen fahrplanmäßigen Perſonenzuge für den Zeitraum von 3 Tagen 
dergeſtalt gültig, daß die Rückfahrt ſpäteſtens am 2. Kalendertage nach dem Tage der Löſung angetreten 
werden muß. Freigewicht wird auf dieſe Retourbillets nicht gewährt. Dieſelben müſſen bei Antritt der 
Rückfahrt der Billeitaffe in Sorau zur nochmaligen Abſtempelung vorgelegt werden. 

Berlin, den 25. Oktober 1867. Königliche Direktion der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Elſenbabn. 

(10) Königliche Niederſchſeſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. Bei unſeren Güterkaſſen zu Berlin, Frankfurt g. O. 
und Breslau werden aus dem Jahre 1866 noch verſchiedene, von den Abſendern nicht abgehobene Nach⸗ 
nahme» Beträge aſſervirnt. Die berechtigten Empfänger werden hierdurch aufgefordert, dieſe Beträge gegen 
Rückgabe der ihnen ertheilten Beſcheinſgungen bis ſpäteſtens ultimo Dezember d. J. abzuheben, da nach 
Ablauf dieſer Friſt über dieſelben anderweit ve:fülgt werden wird. 

Berlin, den 5. Oktober 1867. Königliche Direktion der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 

(11) Bekanntmachung. Es iſt vor Kurzem der Fall vorgekommen, daß eine Kiſte mit Knallſilber⸗ 
Präparaten, welche ohne Angabe des Inhalts der Poſt übergeben war, im Pofibetriebe explodirt iſt, 
wodurch zwei Beamte das Leben verloren, andere Beomte Verletzungen erlitten haben und außerdem ein 
erheblicher Schaden an Sachen entſtanden iſt. Das General-Poſt⸗Amt macht in Folge deſſen wiederholt 
und dringend darauf aufmerkſam, 

daß beſtimmungsmäßig ſolche Gegenſtände zur Verſendung mit der Poſt nicht aufgegeben werden 
dürfen, deren Beförderung mit Gefahr verbunden iſt, namentlich alle durch Reibung, Luftzudrang 
oder Druck und ſenſt leicht entzündliche Sachen, ſowie ätzende Flüſſigkeiten, dahin gehören 
insbeſondere: Schießpuloer, Feuerwerks⸗Gegenſtände, Phosphor, Reib⸗ oder Streichzünder, 
Schießbaumwolle, Knallſilber, das ſogenannte Pyro-Papler, Aether oder Naphtha, Sprengöl 
oder Nitroglycerin, Photogen, Petroleum und Mineral⸗Säuren. 

Wer deſſenungeachtet Gegenſtände dieſer Art unter unrichtiger Deklaration, oder mit Verſchweigung 
des Inhaltes der Sendung, der Poſt übergeben ſollte, hat — außer der ihn treffenden Beſtrafung nach 
den Landesgeſetzen — für jeden entſtehenden Schaden zu haften. 

Berlin, den 4. November 1867. General⸗Poſtamt. von Philipsborn. 


Reiigirt im Büreau der Königl Regierung. 
Druck der Hofbuchdrucderei von Trowitzſch u. Sohn in Frankfurt a. O. 


